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Journalisten aus Minderheiten-Gebieten in Europa zu Besuch im Landtag in Bozen
BOZEN. Eine Gruppe von Journalisten der Midas, der Europäischen
Vereinigung von Tageszeitungen in Minderheiten- und Regional-
sprachen, besuchte kürzlich den Südtiroler Landtag. Die Medien-
vertreter aus Rumänien, Finnland, Slowakei, Deutschland, Belgien
und Italien wurden von Präsident Mauro Minniti und Präsidialsek-

retärin Veronika Stirner empfangen. Minderheiten und die Absiche-
rung ihrer Rechte in Südtirol waren Thema der Aussprache. Die
Midas-Journalisten konnten auch eine Landtagssitzung mitverfol-
gen. Der 2001 gegründeten Midas gehören rund 30 Tageszeitungen
aus elf Ländern an, sie hat ihren Sitz in der Eurac in Bozen.

Monti vergisst Volkspartei
ROM: Ohne Einladung nur telefonische Konsultation mit Premier in spe – SVP drängt auf Toponomastik-Lösung

BOZEN (bv). Die SVP begrüßt
das Ende der Regierung Ber-
lusconi, wirft sich deshalb der
Regierung Monti aber nicht
an den Hals. „Zuvor wollen
wissen, wie Monti zu Südtirol
steht“, kündigt Siegfried
Brugger gegebenenfalls eine
Enthaltung beim Vertrauens-
votum an. Denn: Auch mit
den neuen „Herren“ in Rom
will die SVP einige Schäfchen
ins Trockene bringen.

Noch diese Woche soll die neue
Regierung Monti das Vertrauen
des Parlaments erhalten. Dazu
hätte sich die SVP gestern um
10.20 Uhr zu Konsultationen mit
dem designierten Premier Mario
Monti in Rom einfinden sollen.
Die Sache hatte nur einen Ha-
ken: „Man hat versäumt, uns da-
von zu unterrichten“, sagt Sieg-
fried Brugger. Monti macht er
deswegen aber keinen Vorwurf.
„Wir haben das Gespräch gegen
Mittag telefonisch nachgeholt.“

Im rund zehnminütigen Ge-
spräch stellte Brugger klar, dass
die SVP sich in Rom auch in Zu-
kunft außerhalb der Blöcke be-
wegen werde. Und zwar mit ei-
ner grundsätzlich positiven Ein-
stellung gegenüber der neuen
Regierung Monti. „Schließlich
geht es darum, Italien aus dem
ärgsten Schlamassel zu führen,
Arbeitsplätze zu sichern und
Pensionen zu retten“, so Brugger.

Aber: „Wir werden nicht Ja zu
Monti sagen, ohne zuvor ein
Programm gesehen zu haben“,
so Brugger. Angesichts der Her-
kulesaufgabe, die Monti zu be-
wältigen habe, sei es klar, dass
neue Sparauflagen auf Südtirol
zukämen. „Und wir werden sehr
genau darauf achten, dass Südti-
rol dabei nicht unverhältnismä-
ßig zur Kasse gebeten wird.“

Zudem müsse das Ende der
Regierung Berlusconi nicht au-
tomatisch das Aus für wichtige
Südtiroler Anliegen bedeuten.
„Aus den Normen zum Stilfser-

Joch-Nationalpark und dritten
Staatsrat dürfte nichts mehr wer-
den“, so Brugger. In Sachen
Schilderstreit/Toponomastik sei
man mit Minister Fitto aber kurz
vor dem Abschluss gestanden.

„Es kann nicht sein, dass alles an
80 Namen scheitert“, hofft Brug-
ger auf eine Streitbeilegung un-
ter Monti. Dasselbe gelte für die
Durchführungsbestimmung
zum Mailänder Abkommen.

„Prüfen, dann anfechten“
STABILITÄTSGESETZ: Auswirkungen noch unklar
BOZEN (LPA). Das neue Maß-
nahmenpaket der Regierung
belastet Südtirol im Rahmen des
Stabilitätspakts mit weiteren 49
Millionen Euro. Die Landesre-
gierung wird nun die Maßnah-
men überprüfen und dann ent-
scheiden, ob sie Rekurs einlegt.

Nachdem der endgültige
Wortlaut des Regierungsent-
scheid erst seit gestern vorliegt,
konnte dieser von der Rechts-
und Finanzabteilung noch nicht
geprüft werden, erklärte Lan-
deshauptmann Luis Durnwal-
der. „Einige Passagen, wie zum
Beispiel der rigorose Bürokratie-
abbau oder die gänzliche Libe-

ralisierung im Bereich der Frei-
berufler scheinen zweifelhaft,
aber wir hatten bisher noch
nicht die Zeit, uns mit den Maß-
nahmen und den Auswirkungen
auf Südtirol auseinanderzuset-
zen.“ So werde am nächsten
Montag über einen Rekurs ent-
schieden.

Durnwalder zeigte sich auch
überzeugt davon, dass dieses
Maßnahmenpaket noch nicht
das Letzte gewesen sein wird:
„Ich glaube, dass die neue Re-
gierung weitere Maßnahmen
setzen wird und setzen muss,
um die Schuldenkrise bewälti-
gen zu können.“

Rekurs gegen Steuerdekret
STABILITÄTSPAKT: „Auf Zeit spielen geht nicht“
BOZEN (LPA). Ein Steuerdekret
des Staates wird die Landesregie-
rung vor dem Verfassungsgericht
anfechten. Dem Land stehe näm-
lich die Anwendung des Stabili-
tätspaktes zu, so Landeshaupt-
mann Luis Durnwalder.

Zwischen zehn und 30 Prozent
belaufen sich die Einsparungen,
die der Staat vom Gesundheits-
wesen über die Verwaltung bis
hin zu Beratungsaufträgen vor-
gibt. „Werden die Sparziele nicht
umgesetzt, kann die öffentliche
Verwaltung von der Regierung
aufgelöst werden“, erklärte Durn-
walder. Das betreffe Regionalre-
gierung, Landesregierung oder

eine Sanitätsverwaltung. Einmal
abgesetzt, dürfen Verwalter zehn
Jahre keine öffentliche Aufgabe
mehr übernehmen.

Diese Maßnahme sei nicht nur
überzogen, sondern verletze die
Zuständigkeit Südtirols. Es sei Sa-
che des Landes, darüber zu wa-
chen, ob die öffentlichen Betriebe
den Stabilitätspakt einhalten oder
nicht. Die vorgesehene Schutz-
klausel für Südtirol benötige aber
eine Durchführungsbestimmung
zum Autonomiestatut. Solange es
diese nicht gebe, gelte das Staats-
gesetz. „Die Regierung kann da-
mit auch nur auf Zeit spielen, und
das geht nicht“, so Durnwalder.

Gebrauchtes wieder verkaufen
SOZIALES: Verbraucherzentrale will Gebrauchtmarkt aufbauen – Landesregierung genehmigt Startkapital
BOZEN (wib). Zu schade zum
Wegwerfen, aber nicht mehr ge-
braucht? Egal ob Haushaltsgerä-
te, Werkzeug, Schubkarre oder
PC: Auf dem Gebrauchtmarkt,
den die Verbraucherzentrale
Südtirol mit Unterstützung des
Landes aufbauen will, ist alles gut
aufgehoben – und bringt viel-
leicht auch noch Geld ein.

Die Landesregierung hat ges-
tern das Ansuchen der Verbrau-
cherzentrale positiv begutachtet
und rund 85.000 Euro für das Pro-
jekt zur Verfügung gestellt. Damit
soll die Verbraucherzentrale in
der Bozner Drususstraße ein Ma-
gazin beziehen können.

Ganz nach dem Motto des On-
line-Gebrauchtmarktes des
Landes, „Trend“, will die Verbrau-
cherzentrale nun einen tatsächli-
chen Gebrauchtmarkt einrichten.

„Dorthin kann jeder die Sachen
bringen, die er nicht mehr
braucht und den Preis festlegen.
Wird das Stück verkauft, erhält er
das Geld, abzüglich einer kleinen
Gebühr für die Betreuung des
Marktes“, erklärt der Geschäfts-
führer der Verbraucherzentrale,
Walther Andreaus.

Um nicht bestehenden Ge-
brauchtmärkten ins Gehege zu
kommen, werde man sich ver-
mutlich nicht auf Kleidung spe-
zialisieren. Man wolle aber zum
Beispiel mit dem „elki“-Markt die
Zusammenarbeit suchen. „Wir
hoffen, damit die Kultur des Wie-
derverwertens zu fördern und
Umwelt und Geldtasche zu scho-
nen“, so Andreaus. Nach dem
Startkapital des Landes soll sich
der Markt selbst tragen. Er dürfte
nächstes Jahr eröffnet werden.

BOZEN (LPA). Wenn der Staats-
rat am 29. November über eine
Aussetzung der Konzessions-
Ausschreibung für die Brenner-
autobahn entscheidet, wird das
Land vertreten sein. Die Landes-
regierung hat gestern entschie-
den, sich am Verfahren zu betei-
ligen. Es gehe nicht nur darum,
sich als Aktionär über die Bren-
nerautobahn-Gesellschaft am
Verfahren zu beteiligen, sondern
die Sicht der Dinge Südtirols

auch als von der Autobahn und
deren Entwicklung betroffenes
Gebiet einzubringen. Vor dem
Staatsrat wird über die Rechtmä-
ßigkeit der Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Latium ver-
handelt, das Ausschreibungsver-
fahren nicht auszusetzen. Ge-
wartet wird noch auf das eigent-
liche Urteil des Verwaltungsge-
richts über den Rekurs der A22
gegen das Verfahren zur Konzes-
sionsvergabe.

A22: Südtiroler Sicht einbringen

BOZEN (LPA). Zur Information
der Bevölkerung bei außerge-
wöhnlichen Zivilschutz- oder
Verkehrsereignissen bedient
sich das Land der Radiosender.
Mit insgesamt 17 Sendern hat
das Land Verträge abgeschlos-
sen, die vorsehen, dass die Hör-
funksender über Straßensperren
nach Unwettern genauso wie
über Geisterfahrer auf Südtirols
Straßen informieren. Dafür er-

halten sie auch einen finanziel-
len Beitrag. Gestern hat die Lan-
desregierung beschlossen, dass
Sendungen für die Infomeldung
sofort unterbrochen werden
müssen, wenn Gefahr in Verzug
ist, wie beispielsweise bei einem
Geisterfahrer. Bei weniger „drin-
genden“ Meldungen haben die
Sender hingegen 15 Minuten
Zeit, um die Information an die
Bevölkerung weiterzuleiten.

„Wenn’s passiert, sofort informiert“

BOZEN (wib). „Sehr, sehr er-
freut“, zeigte sich Landeshaupt-
mann Luis Durnwalder gestern
darüber, dass das Verfassungs-
gericht das Landesgesetz zum
Glücksspiel bestätigt hat (siehe
gestrige Ausgabe). Damit hat das
Land eine konkrete Handhabe,
neue Spielhallen aus dem Um-
kreis von 300 Metern von Schu-
len und sozialen Einrichtungen
zu verbannen. Für bestehende
Spielhallen gilt dies nach Ablauf
der Lizenz bei Neubeantragung.

Auch Veronika Stirner (SVP)
freut sich darüber, dass das Ge-
setz in Kraft bleibt. „Spielhallen
haben in der Nähe von Schulen
und sozialen Einrichtungen
nichts zu suchen“, schreibt sie in
einer Aussendung. Sie verweist
darauf, dass „viel zu viele Men-
schen an einer pathologischen
Spielsucht leiden. Die Störung
beherrscht die Lebensführung
und führt zum Verfall der sozia-
len, beruflichen, materiellen
und familiären Lebenssituation“.

Spielhöllen: Genugtuung überall

www.dolomiten.it/markt

Wohnung
gesucht?

BOZEN (LPA). Elf Millionen Eu-
ro jährlich fließen aus den Ein-
nahmen aus dem Wasserzins an
die Gemeinden. Gestern hat die
Landesregierung das Auftei-
lungsschema gutgeheißen, das
der Gemeindenverband mit den
Gemeinden ausgehandelt hatte.
Um die Gemeinden an den Ein-
künften aus der Stromprodukti-
on aus Wasserkraft teilhaben zu
lassen, hatte die Landesregie-
rung entschieden, ihnen einen
Teil der Mittel zu überlassen, die

der Wasserzins in die Säckel des
Landes spült. Diese elf Millio-
nen Euro mussten zwischen
Ufer- und Nicht-Ufergemeinden
aufgeteilt werden.
Diese Verhandlungen hat der
Gemeindenverband mit den
Gemeinden geführt – zufrieden
sind naturgemäß nicht alle Ge-
meinden, wohl aber der Groß-
teil von ihnen. Die zusätzlichen
Einkommen reichen von weni-
gen tausend Euro bis zu rund ei-
ner halben Million Euro jährlich.

Wasserzins an Gemeinden verteilt

Statt im Palazzo Giustiniani von Mario Monti empfangen zu werden, gab es gestern nur ein kurzes Telefonge-
spräch zwischen SVP-Parlamentarier Siegfried Brugger und dem designierten Ministerpräsidenten.

„Im Schilderstreit standen wir mit Minister
Fitto kurz vor dem Abschluss und ich hoffe,
dass dieser mit Premier Monti gelingt.“

SVP-Parlamentarier Siegfried Brugger

Was man selber nicht mehr braucht, können andere oft gut verwenden:
Im Gebrauchtmarkt finden sich Angebot und Nachfrage.


